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Die passionierte Hobbyreiterin H möchte ihrem neu angetrauten Ehemann E den von ihr geliebten Sport nahe bringen. Zu diesem Zweck lädt sie E zu einem „exclusiven  All-Inclusive-Wochenende“ ein, das von einem im Hochsauerland gelegenen Reiterhof seit einiger Zeit angeboten wird. Der von H mit dem Betreiber B des Reiterhofes geschlossene Vertrag sieht zwei Übernachtungen, volle Verpflegung und die Möglichkeit zum Ausritt auf Pferden des Hofes jeweils für zwei Personen vor.

Nach Ankunft auf dem Reiterhof fragt H bei B nach zwei geeigneten Stuten für einen ersten Ausritt. Sie weist B hierbei darauf hin, dass E bisher keinerlei Erfahrung im Umgang mit Pferden hat. B gibt den Wunsch unter ausdrücklicher Erwähnung der Unerfahrenheit des E an seinen Angestellten, den Stallmeister M, weiter. M kommt nach einiger Zeit mit den Stuten Regina und Wiebke zurück und händigt diese an H und E aus. E gelingt es mit einiger Mühe, auf Wiebke aufzusitzen. H übernimmt auf Regina die Führung. Wiebke trottet, E auf dem Rücken, zunächst hinterher. H fällt auf, dass Regina eigenartig nervös reagiert, wenn Wiebke sich ihr auf weniger als zwei Meter nähert. Als H an einer Weggabelung Regina zum Stehenbleiben veranlasst und E sich mit Wiebke nähert, beginnt Regina auszukeilen. H ruft E zu „Halte Abstand“, E weiß jedoch nicht, wie er dies anstellen soll. H versäumt es in der Aufregung, Regina- was gefahrlos möglich wäre- zum  Weitertraben zu bewegen. Als Wiebke von einem Huftritt Reginas schmerzhaft getroffen wird, bockt sie und wirft E  ab. E zieht sich bei dem Sturz mehrere schmerzerregende Rippenbrüche zu und bedarf einer kostenträchtigen medizinischen Behandlung.

Nachforschungen des E ergeben, dass Regina und Wiebke, wiewohl jede für sich brave und gehorsame Schulpferde, in den vergangenen Wochen mehrmals aneinandergeraten waren. Die Aggressionen waren jeweils von Regina ausgegangen, in einem Fall hatte sie Wiebke Bisswunden zugefügt. Stallmeister M, der seit  vielen Jahren im Betrieb des B tätig ist und in der Vergangenheit zuverlässig und fehlerfrei gearbeitet hat, war während dieser Zeit im Urlaub gewesen, bei seiner Rückkehr aber von B auf die Vorfälle zwischen den Stuten hingewiesen worden.

E verlangt von B Ersatz der Kosten seiner medizinischen Behandlung und ein angemessenes Schmerzensgeld. Wie ist dieses Ansinnen zu beurteilen, wenn an der Rezeption des Reiterhofes, an der sich H und E bei ihrem Eintreffen gemeldet hatten, ein deutlich sichtbares Schild verkündet: „ Für  Reitunfälle wird nicht gehaftet“?
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                                      Gutachten

A.  Vertragliche Ansprüche

I. Anspruch des E gegen B auf Schadenersatz aus § 651f I  BGB  

E könnte gegen B einen Anspruch auf Schadenersatz in Höhe der Heil-behandlungskosten und auf  Schmerzensgeld  aus § 651f I BGB haben.

1. Reisevertrag

Dann müßte ein wirksamer Reisevertrag gem. § 651a BGB geschloßen worden sein.

a) Gesamtheit von Reiseleistungen

Voraussetzung für einen Reisevertrag nach § 651a BGB ist die Er-bringung einer Gesamtheit von Reiseleistungen.

Weiteres Indiz für einen Reisevertrag bzw. eine Pauschalreise ist ein Pauschalpreis für das angebotene Leistungspaket.
 Unter Pauschalreise versteht man, nach der Legaldefinition in Art. 2 Nr.1 der Richtlinie des Rates vom 13. Juni 1990 über Pauschalreisen
, eine im voraus fest-gelegte Verbindung von mindestens zwei Dienst- bzw. Reiseleistungen, die zu einem Gesamtpreis verkauft werden. Dienstleistungen können diesbezüglich die Beförderung, Unterbringung und andere wesentliche Reiseleistungen sein.

In dem hier geschloßenen Vertrag sind Unterkunft, Verpflegung und die Möglichkeit zum Ausritt enthalten.

Fraglich ist nun, inwieweit die angebotenen Leistungen als Dienst-leistungen im Sinne der Richtlinie über Pauschalreisen angesehen werden können.

Unproblematisch ist, daß es sich bei der Unterkunft in Verbindung mit der Verpflegung zumindest um eine Dienstleistung handelt.

Anders hingegen, die vertraglich vereinbarte Möglichkeit zum Ausritt. Denn sie ist nur dann eine eigenständige Dienstleistung, und somit eine wesentliche Reiseleistung, wenn sie der jeweiligen Reise das Gepräge gibt. Dies können auch spezielle Ausflüge oder besondere Sportmög-lichkeiten am Urlaubsort sein.

Hier wird ein Wochenende auf einem Reiterhof gebucht. Damit gehört die angebotene Möglichkeit zum Ausritt sicherlich zu den Eigen-schaften, die der Reise das Gepräge geben. Darüber hinaus ist der Ausritt auch als spezieller Ausflug oder als besondere Sportmöglichkeit zu werten. 

Folglich ist der Ausritt, neben Unterkunft und Verpflegung, als eigenständige zweite Dienstleistung anzusehen. Diese vertraglich vereinbarten Dienstleistungen wurden gebündelt zu einem Gesamtpreis angeboten und somit stellen die Leistungen des B eine Gesamtheit von Reiseleistungen dar.

b) Parteien

Weiterhin ist erforderlich, daß der Vertrag zwischen Reiseveranstalter und Reisendem geschloßen wird.

aa) Reiseveranstalter

Damit müßte dem B als Vertragspartner und Anbieter der Reise die Eigenschaft als Reiseveranstalter zukommen.

Als Veranstalter im Sinne der §§ 651a ff BGB  ist jener anzusehen, der als Vertragspartei des Reisenden die Reiseleistungen als Gesamtheit in

eigener Verantwortung zu erbringen verspricht.

Im vorliegenden Fall bietet B, als Vertragspartner des Reisenden, auf dem von ihm betriebenen Reiterhof ein „All-Inclusive-Wochenende“ an. In eigener Verantwortung bringt er die angebotenen Leistungen wie Unterkunft, Verpflegung und die Möglichkeit zum Ausritt auf den Markt und tritt, als Betreiber des Hofes, auch als Verantwortlicher für die Ausführung auf.

Somit handelt es sich bei B um einen Reiseveranstalter.

bb) Reisender

Schließlich müßte sich, bei einem Reisevertrag, der Reisende zur Zahlung des Reisepreises an den Veranstalter verpflichten.

Reisender ist der Vertragspartner des Reiseveranstalters, also derjenige der im eigenen Namen für sich oder/ und für andere den Reisevertrag abschließt. Dabei sind alle sonstigen Personen, für die der Reisende im eigenen Namen gebucht hat ( z.B.: Familienangehörige) lediglich Reiseteilnehmer.

Hier wird der Vertrag zwischen H und B geschloßen. H verpflichtet sich somit zur Zahlung des Reisepreises an den B.

Da H den E zu dieser Reise einlädt, ist davon auszugehen, daß sie auch im eigenen Namen den Vertag mit B abschließt.

Folglich ist nur die H Vertragspartnerin des B, und somit Reisende, und E lediglich Reiseteilnehmer. Offen bleibt daher ob E Schadenersatz-ansprüche aus dem von H geschloßenen Vertrag und seinem Status als Reiseteilnehmer geltend machen kann.

2. Vertretung des E durch H nach § 164 I BGB

E könnte durch H bei Vertragsschluß mit B vertreten sein, so daß er als Reisender bzw. Reisepartner gegenüber dem Veranstalter einen An-spruch auf Schadenersatz hat.

a) Handeln im Namen des Vertretenen

Dann müßte H im Namen des E einen Vertrag mit B geschloßen und somit den E vertreten haben.

Eine wirksame Vertretung liegt dann vor, wenn die Willenserklärung erkennbar im Namen des Vertretenen abgegeben wird. Eine aus-drückliche Erklärung über den Willen im fremden Namen handeln zu wollen ist nicht erforderlich, er kann sich auch aus den Umständen ergeben.
 Fehlt es aber an der Kennzeichnung einer Vertretung, dann ist lediglich der Buchende Vertragspartner.

Hier hat H allein die Buchung vorgenommen und auch allein den Reisevertrag mit B unterschrieben. Auch die Umstände der Buchung, H wollte ihren Mann zu dieser Reise einladen, geben keinen Anhaltspunkt für ein gleichzeitiges Auftreten der H im Namen des E.

Vertragsbestandteil sind Reiseleistungen für zwei Personen, also für H und eine weitere Person. Keineswegs geht hieraus hervor, daß auch E Vertragspartner sein soll.

Somit ist H bei Vertragsschluß nicht Stellvertreterin des E und folglich ist E nicht Reisepartner.

3. Ergebnis

E hat keinen Anspruch auf Ersatz der Heilbehandlungskosten gegen B aus § 651f BGB.

II.  Anspruch   des  E  gegen  B  auf  Schadenersatz  aus §§ 651f I , 1357 I BGB  

E könnte gegen B einen Anspruch auf Schadenersatz in Höhe der Heil-behandlungskosten und auf Schmerzensgeld aus §§ 651f, 1357 I BGB haben.

a) Deckung des Lebensbedarfs

Zunächst müßte H als Ehefrau des E ein Rechtsgeschäft zur ange-messenen Deckung des Lebensbedarfs der Familie mit Wirkung für den anderen Ehegatten getätigt haben.

Fraglich ist also, ob die von H gebuchte Reise als eine Geschäft zur angemessenen Deckung des Lebensbedarfs  anzusehen ist.

Durch die Neufassung des § 1357  BGB wird bezweckt, den An-wendungsbereich über den Abschluß von Geschäften für den lau-fenden Unterhalt zu erweitern und somit unter Umständen einen Reise-vertrag unter diese Norm zu subsumieren.
 Allerdings fallen Geschäfte größeren Umfangs, die ohne Probleme zurückgestellt werden können, nicht unter § 1357 I BGB.

Umfaßt werden sollen lediglich die Geschäfte, die zur sachgerechten Sicherung des angemessenen  Lebensbedarfs notwendig sind.
Dem Lebensbedarf der Familie sind daher nur solche Geschäfte angemessen, über deren Abschluß vorher eine Verständigung zwischen den Leuten gewöhnlich als nicht notwendig angesehen wird und über die gewöhn-licherweise auch keine vorherige Absprache stattfindet.

Denn es ist selbst in gutgestellten Kreisen unüblich, daß der Ehepartner den gemeinsamen Urlaub bucht, ohne vorher mit dem Ehegatten Rücksprache zu halten.

Hier hatte die H einen Reisevertrag über ein „exclusives All-Inclusive-Wochenende“ abgeschloßen. Dieses Geschäft, durchaus eines größeren Umfangs, hätte ohne große Schwierigkeiten zurückgestellt werden können. Auch handelt es sich nicht um ein Geschäft über das üblicher-weise eine Verständigung unter den Eheleuten nicht stattfindet. Vielmehr wollte die H, als passionierte Hobbyreiterin, dem E, als Reitanfänger, ihr Hobby nahe bringen. Daß darüber unter den Ehe-leuten nicht gesprochen wird, erscheint mehr als nur ungewöhnlich. Schließlich geht es hier auch um die Gestaltung des Urlaubs bei dem die verschiedenen Neigungen der Eheleute aufeinander abgestimmt werden müssen. Es ist daher davon auszugehen, daß H vor Vertrags-schluß mit E über die Reise gesprochen hat.

Dementsprechend ist die von H gebuchte Reise nicht als Geschäft zur angemessenen Deckung des Lebensbedarfs anzusehen.

Somit kann E keinen Schadenersatzanspruch gem. §§ 651f, 1357 I BGB gegen B geltend machen.
III. Schadenersatzanspruch des E gegen B aus §§ 651f I, 328 BGB

E könnte jedoch, auch wenn er selbst nicht Vertragspartner ist, gem. 

§§ 651f I, 328 BGB mit in den zwischen B und H geschloßenen Vertrag einbezogen sein und gegen B einen Anspruch auf Ersatz der Heilbehandlungskosten und auf Schmerzensgeld  haben

a) Reisevertrag

Zunächst müßte ein wirksam geschloßener Reisevertrag vorliegen.

Ein Reisevertrag, zwischen B und H geschloßen, liegt wie oben fest-gestellt vor. 

b) Abgrenzung, § 328 BGB

Fraglich ist inwieweit E aus dem zwischen B und H geschloßenen Vertrag Leistungsforderungsrechte erwirbt.

Ein Leistungsforderungsrecht könnte E aus Vertrag zugunsten Dritter gem. § 651f I, §328 erworben haben.

aa) Echter/ Unechter Vertrag zugunsten Dritter

Der Vertrag zugunsten Dritter ist ein schuldrechtlicher Verpflichtungs-vertrag. Darin verpflichtet sich der Schuldner („Versprechende“) eine Leistung an einen vom Gläubiger („Versprechensempfänger“)  ver-schiedenen Dritten zu erbringen.
Der Dritte erwirbt aus diesem Ver-trag ein Forderungsrecht.

Unterschieden wird hierbei zwischen echten und unechten Vertrag zugunsten Dritter.

Beim echten („berechtigenden“) Vertrag zugunsten Dritter erwirbt der Dritte einen eigenen Forderungsanspruch gegen den Versprechenden.

Dieses Forderungsrecht entsteht beim unechten(„ermächtigenden“) Vertrag zugunsten Dritter jedoch nicht. Hierbei ist lediglich der Gläubiger berechtigt, Leistungen an den Dritten zu verlangen.

Ob der Dritte ein eigenes Recht erwirbt, ob also ein echter Vertrag zugunsten Dritter vorliegt, ist durch Auslegung zu ermitteln.

§ 328 II BGB bestimmt, daß alle Umstände des Einzelfalls und der von den Parteiein verfolgte Vertragszweck heranzuziehen sind.

Vorliegend hatte H den Reisevertrag für zwei Personen, für sich und E, allein mit B abgeschloßen. Angesichts der Tatsache, daß E der Ehemann der H ist, den sie zu dieser Reise einlädt, ist hier aus objektiver Sicht anzunehmen, daß der verfolgte Vertragszweck darin liegen soll, dem E eigene Pflichten und Rechte aus dem geschloßenen Vertrag zu gewähren. Schließlich soll auch E in den Genuß der Reise-leistungen kommen, ohne auf das Forderungsrecht der H zurück-greifen zu müssen. Es wäre ungewöhnlich, wenn ein Ehepaar auf einer Reise nicht gleichgestellt wäre .Eine gegenteilige Intention der H ist hier nicht ersichtlich.

Teilweise wird ohnehin angenommen, daß der Reisevertrag als ein Vertrag zugunsten Dritter zu werten ist, wenn neben dem Anmeldenden noch weitere Personen an der gebuchten Reise teilnehmen.

Angesichts dieser Meinung und der oben diskutierten Interessens-abwägung ist daher zunächst von einem echten Vertrag zugunsten Dritter auszugehen.

bb) Wirksamer Vertragsschluß

Weitere Voraussetzung ist ein wirksamer Vertragsschluß im Deckungs-verhältnis zwischen Versprechendem und Versprechensempfänger .

Dieser Vertrag, aus dem der Dritte ein Forderungsrecht erwirbt, wird auch als Deckungsverhältnis bezeichnet und legt sowohl die dem Dritten zu erbringende Leistung als auch dessen Person fest.

Ein solcher Vertrag liegt, wie oben festgestellt, zwischen B und H vor.

cc) Drittbegünstigungsabrede

Der Dritte müßte Begünstigter sein.

Begünstigter Dritter kann jede natürliche oder juristische Person sein. Der Dritte braucht nicht vorhanden sein, er muß lediglich bestimmbar sein.

E ist bei Vertragsschluß als zweite Person von H bestimmt worden.

Schließlich handelt es sich bei dem von B und H geschloßenen Reisevertrag um einen Vertrag zugunsten Dritter, aus dem E als begünstigter Dritter hervorgeht.

c) Mangel

Weitere Voraussetzung für den Schadenersatzanspruch des E aus 

§ 651f I BGB ist das Vorliegen eines Mangels.

Ein Reisemangel, der die Haftung des Reiseveranstalters begründet liegt dann vor, wenn die Reise entweder die zugesicherten Eigen-schaften nicht aufweist oder wenn sie mit Fehlern behaftet ist, die ihren Wert oder ihre Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder dem nach dem Vertrage vorausgesetzten Nutzen aufheben.

Über den zu überprüfenden Mangel hinaus gilt es festzustellen, ob dieser Mangel bei einer einzelnen Reiseleistung bereits die Reise als solche in ihrem Nutzen beeinträchtigt oder ob es sich lediglich um eine Unannehmlichkeit handelt, die im Zeitalter des Massentourismus hinzunehmen ist.

aa) zugesicherte Eigenschaft

Ein Reisemangel könnte demnach vorliegen, wenn eine zugesicherte Eigenschaft, hier insbesondere die Möglichkeit zum Ausritt, fehlt.

Als Eigenschaften kommen hierbei alle Verhältnisse in Betracht, die nach der Verkehrsanschauung Einfluß auf die Wertschätzung oder Brauchbarkeit der Sache zu üben pflegen.
 Diese Reiseeigenschaften müssen vom Reiseveranstalter zugesichert worden sein. Dabei kann die Zusicherung durch ausdrückliche oder stillschweigende Erklärung des Reiseveranstalters erfolgen. Als ausdrückliche Zusicherung gilt auch der Vertragsinhalt.

Vorliegend wird die vertraglich zugesicherte Leistung erbracht, indem B den Eheleuten Pferde zum Ausritt zur Verfügung stellt. Demnach fehlt es in diesem Zusammenhang nicht an der vertraglich zuge-sicherten Eigenschaft der Reise. Die Zusammenstellung der Pferde durch M könnte jedoch einen Fehler darstellen.

bb) Fehler

Die Reise könnte mit einem Fehler behaftet sein, der seinerseits einen Reisemangel begründen würde.

Ein Fehler liegt dann vor, wenn die erbrachten Reiseleistungen nicht dem entsprechen was die Vertragsparteien festgelegt haben und dadurch der Wert oder die Tauglichkeit der Reise gemindert oder aufgehoben wird.

Hier weist die H vor Ort den B darauf hin, daß E keinerlei Erfahrung mit dem Umgang mit Pferden hat und bittet um entsprechend geeignete Pferde für den ersten Ausritt. B gibt dies an seinen Stallmeister  weiter und stimmt somit konkludent zu, dem Wunsch der H nachzukommen.. Damit wird der Wunsch der H nach zum Erstausritt geeigneten Pferden zu einer zwischen B und H festgelegten Reiseleistung.

Die von M zur Verfügung gestellten Pferde Wiebke und Regina ent-sprachen jedoch in dieser Konstellation nicht den abgesprochenen Eigenschaften  der von H gewünschten Pferde . Zwar sind die Pferde jedes für sich durchaus gehorsame und brave Schulpferde die für einen Anfängerausritt geeignet sind, jedoch in dieser Zusammenstellung keineswegs für Anfänger geeignet, da sie bereits mehrmals aneinander geraten waren. Gerade aus solchen Aggressionen untereinander resul-tieren schließlich die Verletzungen des E. Der durch diesen Fehler  entstandene Schaden stellt auch keine Unannehmlichkeit dar, die infolge des Massentourismus hingenommen werden müßte, sondern vielmehr eine mehr als unerhebliche Leistungsbeeinträchtigung die die Tauglichkeit der Reise insgesamt aufhebt. Schließlich begründen diese Umstände einen Fehler, der seinerseits einen Reisemangel darstellt.

d) Exculpation des B

Gleichwohl könnte die Haftung des B jedoch ausgeschloßen sein, wenn dieser den Fehler nicht zu verantworten hat.

aa) eigenes Verschulden

B könnte gem. § 276 BGB eigenes Verschulden haben und somit haftbar gemacht werden. Dann müßte B den Fehler vorsätzlich oder fahrlässig hervorgerufen haben.

„Vorsatz ist das Wissen und Wollen des Erfolges im Bewußtsein der Rechtswidrigkeit“

Hier führt B den Fehler nicht vorsätzlich herbei, da er den Wunsch der H , zwei geeignete Pferde zum ersten Ausritt zu bekommen, an seinen Stallmeister M weitergibt und ausdrücklich auf die Unerfahrenheit des E hinweist.

Fraglich ist ob B fahrlässig handelt.

Fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht läßt.
 Voraussetzung der Fahrlässigkeit ist die Voraussehbarkeit und Vermeidbarkeit des rechtwidrigen Erfolges.

Gemessen wird die zu wahrende Sorgfalt daran, wie sich ein normaler, ordentlicher und gewissenhafter Mensch in der gleichen Situation verhalten würde.

Es stellt sich somit die Frage, ob B den Fehler voraussehen und ver-meiden konnte.

B hat, wie oben bereits erläutert, den M ausdrücklich auf die Uner-fahrenheit des E hingewiesen und den Wunsch der H, entsprechend geeignete Pferde für den ersten Ausritt zu bekommen, an ihn weiter-gegeben . B hatte auch im Vorfeld den M auf die Aggressionen zwischen den Stuten Regina und Wiebke hingewiesen.

Angesichts der Tatsache, daß M bereits seit vielen Jahren bei B als Stallmeister arbeitet, kann dem B nicht vorgeworfen werden, er hätte voraussehen müßen, daß M, als erfahrener, zuverläßiger und bisher fehlerfrei arbeitender Stallmeister, die Pferde in dieser Konstellation an H und E aushändigt, obwohl sie für deren Zwecke ungeeignet sind, und sich somit die spezifische Gefahr erneuter Aggressionen zwischen den Pferden realisiert.

Dementsprechend kann dem B keine Fahrlässigkeit zur Last gelegt werden, da der eingetretene Schaden für ihn nicht vorhersehbar und auch nicht vermeidbar war.

bb) fremdes Verschulden

Möglicherweise muß sich B aber gem. § 278 BGB das Verschulden des M zurechnen lassen.

1) Erfüllungsgehilfe

Dann müßte M zunächst Erfüllungsgehilfe sein.

Erfüllungsgehilfe ist, wer mit Willen des Schuldners bei der Erfüllung einer diesem obliegenden Verbindlichkeit als Hilfskraft tätig wird.

Hier handelte M mit Willen und Weisung des Schuldners B. Die Herausgabe der Pferde an E und H diente der Erfüllung einer dem B obliegenden Verbindlichkeit, bei der M als Hilfskraft des B tätig wurde. Daher ist M Erfüllungsgehilfe.

2) Verschulden des Erfüllungsgehilfen

M müßte als Erfüllungsgehilfe eigenes Verschulden haben. Dieser muß also bei dem in Ausführung der Verbindlichkeit vorgekommenen Fehl-verhalten gem. § 276 I BGB vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt haben.

Anhaltspunkte für eine vorsätzliche Handlung des M ergeben sich aus dem Sachverhalt nicht, er könnte jedoch fahrlässig gehandelt haben.

M wurde von B über die Vorfälle bezüglich der an E und H ausgegeben Pferde während seines Urlaubs in Kenntnis gesetzt. Er wurde auch auf die Unerfahrenheit des E hingewiesen. Trotzdem gibt M die, in der Vergangenheit mehrmals aneinander geratenen Pferde Wiebke und Regina, an E und H zum Ausritt aus. M hätte jedoch voraussehen können, daß die Pferde abermals aneinander geraten und sich die Ge-fahr einer Verletzung der Reiter verwirklichen würde. Schließlich hätte M den Unfall auch vermeiden können, indem er E und H andere  Pferde aushändigt.

Auch nach dem objektiven Maßstab kann von einem durchschnittlichen Anforderungen entsprechenden Angehörigen des jeweiligen Verkehrs-kreises in der jeweiligen Situation erwartet werden, daß Pferde, die zu aggressivem Verhalten untereinander neigen, nicht an Reitanfänger ausgegeben werden. Für M, als erfahrener Stallmeister muß dies erst recht gelten.

Dementsprechend hat M fahrlässig gehandelt und somit ein eigenes Verschulden begründet für das B wie für eigenes Verschulden haften muß.

e) Mängelanzeige

Dem Reiseveranstalter müße die Gelegenheit gegeben werden, den Mangel zu beseitigen.

Eine Mängelanzeige ist jedoch nicht erforderlich, wenn der einge-tretene Schaden dadurch nicht verhindert werden konnte.

Vorliegend war der Mangel  vor Eintritt des Schadens für E und H nicht ersichtlich, da sie nicht über die Kenntnisse des M und B über die Aggressionen der an sie ausgehändigten Pferde verfügten. Nach Eintritt des Schadens war der Mangel zwar nun offenbart, eine Mangelbeseitigung, durch die der Schaden hätte verhindert werden können, jedoch nicht mehr erforderlich, da der Schaden bereits ein-getreten war.

Eine Mängelanzeige kann hier daher nicht gefordert werden.

f) Haftungsausschluß

Die Haftung des B für den Reitunfall des E könnte durch das an der Rezeption angebrachte Schild, mit der Aufschrift „Für Reitunfälle wird nicht gehaftet“, ausgeschloßen sein.

aa) wirksame Vereinbarung

Dann müßte es sich um eine wirksame Vereinbarung zwischen B und H mit Wirkung für E handeln, die einen Haftungsausschluß für Reit-unfälle, wie auf dem Schild verkündet, zum Inhalt hat.

Das Schild könnte eine allgemeine Geschäftsbedingung (AGB) dar-stellen, deren Wirksamkeit der Einbeziehung sich nach dem AGBG beurteilt.

1) § 1 AGBG

Nach der Legaldefinition in § 1 I S.1 AGBG sind AGB alle für eine Vielzahl von Verträgen vorformulierte Vertragsbedingungen, die eine Vertragspartei (Verwender) der anderen Vertragspartei bei Abschluß eines Vertrages stellt. Bei Vertragsbedingungen handelt es sich um Bestandteile eines zwischen dem Verwender und dem anderen Teil abzuschließenden Rechtsgeschäfts.

Vorformuliert sind diese Vertragsbedingungen, wenn sie nicht erst bei Vertragsschluß ausgehandelt werden, sondern vor Vertragsschluß fertig aufgestellt sind.

Das Merkmal des Stellens gehört nur insoweit zum AGB-Begriff, als die AGB dazu bestimmt sein müssen, anderen Vertragsparteien bei Vertragsschluß gestellt zu werden.

Hier handelt es sich bei dem Schild und den damit verbundenen Haftungsausschluß um eine vorformulierte, also um eine vor Vertrags-schluß, zwischen B und E , aufgestellte, Vertragsbedingung und somit um einen Bestandteil des zwischen B und E geschloßenen Rechtsge-schäfts. Auch das Merkmal des Stellens ist hier gegeben, da das Schild als AGB  tatsächlich den Vertragsparteien auferlegt worden ist.

Daher handelt es sich bei dem Haftungsausschluß auf dem Schild um eine AGB.

2) Anwendbarkeit

Die AGB müßten  anwendbar sein. 

Die Anwendbarkeit wird durch §§ 23, 24, 28 AGBG eingeschränkt. Diese Einschränkungen gelten hier jedoch nicht. Dementsprechend sind die AGB hier anwendbar.

3) Wirksame Einbeziehung

Die AGB müßte wirksam in den Vertrag einbezogen sein.

Wann eine AGB wirksam zum Bestandteil eines Vertrages wird ergibt sich aus § 2 I AGBG.

Danach werden AGB nur zum Bestandteil eines Vertrages, wenn der Verwender bei Vertragschluß die andere Vertragspartei ausdrücklich oder, wenn ein ausdrücklicher Hinweis wegen der Art des Vertrags-schlußes nur unter unverhältnismäßigen Schwierigkeiten möglich ist, durch deutlich sichtbaren Aushang am Ort des Vertragsschlußes auf sie hinweist.

Ein ausdrücklicher Hinweis kann nur dann angenommen werden, wenn er vom Verwender bei Vertragsschluß unmißverständlich und für den Kunden klar erkennbar geäußert worden ist.

Vorliegend ist aus dem Sachverhalt nicht zu entnehmen, wie und wo es zum Vertragsschluß zwischen B und H gekommen ist. Es ist aber anzunehmen, daß H mit B telefonisch oder schriftlich in Kontakt getreten ist und der Vertragsschluß nicht an der Rezeption des Reiter-hofes, also am Ort des Schildaushanges, wo H und E erst nach der Ankunft hingehen, getätigt worden ist. Auch ist ein ausdrücklicher Hinweis des B auf die AGB nicht erfolgt.

Der deutliche sichtbare Aushang der AGB (Schild) an der Rezeption genügt hier nicht, da es sich nicht um den Ort des Vertragschlußes handelt und auch die Art des Vertragsschlußes, hier schriftlicher Reisevertrag, stellt keine unverhältnismäßige Schwierigkeit des aus-drücklichen Hinweises dar. Daher handelt es sich hier nicht um eine wirksame Einbeziehung des Haftungsauschlußes in Form des Schildes nach § 2 I.

Schließlich ist die Haftung des B nicht ausgeschloßen.

g) Haftungsminderung

Die Haftung des B könnte gemindert sein, wenn dem E ein Mitverschulden nach §§ 254 I, 276 BGB zur Last gelegt werden kann.

aa) Mitverschulden

Bei der Entstehung des Schadens könnte ein Verschulden des E mitgewirkt haben.

Möglicherweise hat E den Schaden vorsätzlich herbeigeführt.

Ein Vorsatz kann dem E nicht unterstellt werden, da er eine Verletzung seinerseits nicht wollte und um dessen Eintritt auch nicht wußte.

Andererseits könnte E fahrlässig gehandelt haben.

Fraglich ist daher ob E den Unfall vorhersehen und vermeiden konnte und wie aus objektiver Sicht ein anderer in seiner Situation gehandelt hätte.

E konnte den Unfall im Hinblick auf seine Reitunerfahrenheit nicht vorhersehen, da er sich der Aggressionen der Pferde untereinander, die schließlich zum Unfall führten, nicht bewußt war. Auch konnte er den Schaden nicht vermeiden, da er als Reitanfänger auf solche Situationen nicht vorbereitet ist und somit sein Pferd nicht zum Stehen in dieser Situation veranlassen konnte.

Schließlich kann man sagen, daß ein normaler, ordentlicher und gewis-senhafter Mensch sich in dieser Situation, als Reitanfänger mit einem ausschlagendem Pferd, nicht anders verhalten hätte, da es letztlich einem Reitanfänger an den Möglichkeiten einer Gefahrenabwehr in vergleichbarer Situation fehlt.

Daher ist ein fahrlässiges Verhalten des E zu verneinen und somit ein Mitverschulden seinerseits auszuschließen.

bb) §§ 254 II 2, 278 BGB

Fraglich ist, ob E sich ein mögliches Verschulden der H über die 

§§ 254 II S.2, 278 BGB zurechnen lassen muß.

1) Anwendbarkeit

Strittig ist daher ob § 254 II S.2 BGB in Verbindung mit § 278 BGB anwendbar ist.

a) Rechtsprechung

Die Rechtsprechung sieht § 254 II S.2 als Rechtsgrundverweisung an. Demnach ist die entsprechende Anwendung des § 278 BGB nur dann möglich, wenn bereits zum Zeitpunkt der Schädigung zwischen Schä-diger und Geschädigten ein schuldrechtliches Verhältnis bestand.

Ein  schuldrechtliches Verhältnis in diesem Sinne besteht dann, wenn zwischen den Parteien eine vertragliche Beziehung oder eine sonstige rechtliche Sonderverbindung besteht.

Vorliegend bestand bereits zum Zeitpunkt der Schädigung zwischen Schädiger B und Geschädigtem E ein schuldrechtliches Verhältnis, das durch den Vertrag zwischen H und B , aus dem E als Begünstigter 

( Vertrag zu Gunsten Dritter) hervorgeht, begründet wird.

Eine Anwendung des § 254 II S.2 BGB mit § 278 BGB wäre somit möglich.

b) Literatur

Demgegenüber wird in der Literatur § 254 II S.2 vielfach als Rechts-folgenverweisung angesehen, so daß dem Geschädigten ein mitwirken-des Verschulden seiner Hilfsperson auch dann nach § 278 BGB analog zuzurechnen ist, wenn zwischen ihm und dem Schädiger im Zeitpunkt der Schädigung noch keine Sonderrechtsbeziehung bestand.

Folglich wird auch hier die Anwendbarkeit des § 254 II S.2 BGB in Verbindung mit § 278 BGB bejaht.

Eine Streitentscheidung erübrigt sich, da beide Auffassungen im vor-liegendem Fall einer Anwendbarkeit des § 254 II S.2 BGB in Ver-bindung mit § 278 BGB zustimmen.

2) Erfüllungsgehilfe

Fraglich ist aber auch, ob es sich bei der H um einen Erfüllungsgehilfen handeln muß.

Der Einwand eines Mitverschuldens kann auch beim Vertrag zugunsten Dritter eingreifen, so daß der Schuldner dem Dritten ein Mitver-schulden seines Vertragspartners, auch wenn dieser nicht Erfüllungs-gehilfe des geschädigten Dritten ist, entgegen halten kann.

Bei dem hier geschloßenen Vertrag handelt es sich, wie oben fest-gestellt, um einen Vertrag zugunsten Dritter, also zugunsten des E.

Damit kann die Frage offen bleiben, ob H Erfüllungsgehilfin des E ist oder nicht.

3) Verschulden

H könnte ein Verschulden ihrerseits treffen.

Möglicherweise handelt H vorsätzlich. 

Vorliegend rief H, wenn auch vergeblich, in der Gefahrensituation dem E zu, er solle Abstand halten um somit das Aneinandergeraten der Pferde zu vermeiden. Folglich kann ihr kein Vorsatz zur Körper-verletzung des E vorgeworfen werden.

H könnte hingegen fahrlässig gehandelt werden.

Fraglich ist also, ob H den Unfall voraussehen und vermeiden konnte und wie sich, im Bezug auf den objektiven Sorgfaltsmaßstab, ein normaler, ordentlicher und gewissenhafter Mensch in der betreffenden Lage verhalten würde.

Vorliegend fällt der H, die als Hobbyreiterin über Erfahrung mit dem Umgang mit Pferden verfügt, vor der eigentlichen Gefahrensituation auf, daß ihr Pferd Regina nervös reagiert, wenn sich das Pferd des E  ihr auf weniger als zwei Meter nähert. Als Regina auch anfängt auszukeilen, als sich Wiebke ihr nähert, hätte der H klar sein müssen, daß es unweigerlich zum Unfall kommen würde . E kann aufgrund seiner Unerfahrenheit das Pferd nur schwer lenken und ein Zusammentreffen der Pferde, wie sich später bestätigt, nicht verhindern. Dies hätte die H wissen und den Verletzungserfolg voraus-sehen müßen.

Daher ist der Unfall für die H vorhersehbar.

H müßte den Unfall auch vermeiden können.

H hätte zum Zeitpunkt des Auskeilens der Regina weitertraben müssen denn dies ist ihr durchaus gefahrlos möglich. Regina wäre dadurch aus der Gefahrenzone geritten worden und Wiebke wäre nicht in die Reichweite Reginas geraten.

Folglich kann H den Unfall auch vermeiden.

Darüber hinaus kann man aus objektiver Sicht sagen, daß ein anderer normaler, ordentlicher und gewissenhafter Mensch in der betreffenden Lage sich anders verhalten hätte. Dabei ist hier auf den Zeitpunkt abzustellen, als H es vor Aufregung versäumt weiterzutraben, obwohl es ihr möglich war. Ein normaler, besonnener Mensch wäre in der betreffenden Lage weitergeritten, weil diese Anforderung, auch unter Aufregung, an einen erfahrenen Reiter, nicht außerhalb aller Lebens-erfahrung liegt.

Daher hat H nicht das im Verkehr erforderliche Verhalten gezeigt.

Schließlich trifft die H ein Verschulden ihrerseits.

Damit ist die Haftung des B nach §§ 254 I, 276 BGB gemindert.

h) Rechtsfolgen

aa) Heilbehandlungskosten

Fraglich ist, ob die Heilbehandlungskosten des E vom Schadenersatz-anspruch des § 651f I BGB umfaßt werden.

Ersetzbar ist der Nichterfüllungsschaden einschließlich des Mangel-folgeschadens.

Der Nichterfüllungsschaden liegt in der Fehlauswahl der Tiere durch B die schließlich zu der Körperverletzung des E führten und eine Heilbe-handlung zur Folge hatte, dessen Kosten E nun erstattet bekommen möchte.

Problematisch erscheint hier, daß es sich hierbei nicht unmittelbar um einen Vermögensschaden des E handelt.

Die Heilbehandlungskosten könnten aber unter einen Mangelfolge-schaden subsumiert werden und wären somit durch den Schadenersatz-anspruch des § 651f umfaßt.

Bei Mangelfolgeschäden kann der Ersatz der Schäden verlangt werden, die infolge eines Mangels an der Gesundheit oder am Vermögen erlitten worden sind.

Hier liegt der Mangel, wie oben geschildert, darin, daß B ungeeignete Pferde an E und H ausgibt. Infolgedessen kommt es beim Ausritt zum Sturz des E bei dem er sich Verletzungen zuzieht. Die anschließende Heilbehandlung des E verursachte Kosten die einen Mangelfolge-schaden begründen und somit vom Schadenersatzanspruch des § 651f umfaßt ist.

Schließlich hat E gegen B einen Anspruch auf Schadenersatz in Höhe der Heilbehandlungskosten gem. § 651f I, 328 BGB.

bb) Schmerzensgeld

Ein Schmerzensgeld kann E von B nicht fordern, da gem. § 253 BGB über vertragliche Regelungen nur immaterielle Schäden erfaßt sind und Schmerzensgeld nicht unter diesen Begriff subsumiert werden kann.

IV. Zwischenergebnis

E hat gegen B einen Anspruch auf Erstattung der Heilbehandlungs-kosten aus §§ 651f I, 328 BGB gemindert um das Mitverschulden der H, das sich E zurechnen lassen, nach §§ 254 I, 276 BGB.

B. Deliktische Ansprüche

I. Anspruch des E gegen B auf Schadenersatz aus §§ 833, 847 BGB

Möglicherweise hat E gegen B einen Anspruch auf Schadenersatz in Höhe der Heilbehandlungskosten und auf Schmerzensgeld aus §§ 833, 847 BGB.

a) Körperverletzung

Zunächst müßte eine Körperverletzung des E vorliegen.

Hier zieht sich E bei dem Sturz vom Pferd mehrere schmerzerregende Rippenbrüche zu, die einer medizinischen Behandlung bedürfen. Eine Körperverletzung des E liegt somit vor.

b) „durch ein Tier“

Die Körperverletzung müßte durch ein Tier verursacht worden sein.

Daß Pferde Tiere sind, ist unstrittig.

Die Körperverletzung ist „ durch ein Tier“ verursacht, wenn sich die Gefährdung von Gesundheit durch die Unberechenbarkeit tierischen Verhaltens verwirklicht hat.
 Beispiel hierfür sind unter anderem das Scheuen, Durchgehen, Ausschlagen und Beißen der Pferde.

Eine solche Unberechenbarkeit tierischen Verhaltens hat sich hier durch das Ausschlagen des Pferdes verwirklicht. Die Körperverletzung des E ist „ durch ein Tier“ verursacht worden.

c) Tierhalter

Fraglich ist, ob B Tierhalter im Sinne des § 833 ist.

Tierhalter ist, wer das in Eigeninteresse auf längere Dauer in seiner Gewalt und Obhut hat.
 Im allgemeinen ist dies der Eigentümer, ist aber keine Notwendigkeit.

Vorliegend hat B als Eigentümer dei Pferde in Eigeninteresse, vor-nehmlich zur Bewirtschaftung seines Reiterhofes, auf längere Dauer in seiner Gewalt und Obhut und ist daher Tierhalter.

Möglicherweise aber verliert B die Tierhaltereigenschaft, als die Pferde E und H zum Ausritt übergeben werden.

Bei Vermietung verliert der Halter die Haltereigenschaft nur dann, wenn das Tier für die Zeit der Überlassung völlig aus seinem Wirt-schaftsbetrieb ausscheidet. Dabei bleibt auch Tierhalter wer das Tier einem Dritten für eine längere Zeit überläßt.

B überläßt hier die Pferde der H und dem E kurzfristig zum Ausritt, wobei die Pferde nicht völlig aus seinem Wirtschaftsbetrieb aus-scheiden sind.

Folglich ist B, auch zum Zeitpunkt des Ausritts der H und des E mit seinen Pferden, Tierhalter.

d) Verschulden

Schließlich müßte ein Verschulden des B vorliegen.

§ 833 BGB unterscheidet zwischen einer Gefährdungshaftung nach 

§ 833 S. 1 BGB und einer Haftung für vermutetes Verschulden nach 

§ 833 S. 2 BGB.

aa) Gefährdungshaftung

B könnte einer Gefährdungshaftung nach § 833 S.1 unterliegen.

Danach unterliegen lediglich Halter von Luxustieren einer Gefähr-dungshaftung.

Luxustiere sind solche, die nicht unter § 833 S.2 fallen. Das sind Tiere, die nicht als Haustiere, dem Beruf, der Erwerbstätigkeit oder dem Unterhalt des Tieres dienen. Pferde sind nach allgemeinem Sprach-gebrauch Haustiere.

Die Pferde des B, dienen durch deren entgeltliche Vermietung, seiner Erwerbstätigkeit. Daher fallen Pferde nicht unter den Begriff des Luxustieres und somit scheidet eine Gefährdungshaftung des B nach 

§ 833 S.1 BGB aus.

bb) Verschuldenshaftung

B könnte hingegen wegen Versschuldens nach § 833 S. 2 BGB haften.

§ 833 S.2 stellt dabei insbesondere darauf ab, ob der Verletzungserfolg auf einem ihm anzulastenden Sorgfaltsverstoß beruht.

a) Haustier

Zunächst müßte es sich bei den Pferden des B um Haustiere handeln.

Die Pferde des B sind, wie oben festgestellt, Haustiere.

b) Tierbestimmung

Die Tiere müßten dem Beruf, der Erwerbstätigkeit oder dem Unterhalt des Tierhalters zu dienen bestimmt sein.

Die gewerbsmäßige Vermietung von Reitpferden stellt eine Erwerbs-tätigkeit dar.

Daher ist für die Pferde des B, wie oben bereits festgestellt, auch dieses Merkmal zutreffend.

c) Exculpation

Schließlich könnte B von einer Ersatzpflicht gem. § 833 S. 2 BGB befreit sein.

Dann müßte B bei der Beaufsichtigung des Tieres die im verkehr erforderliche Sorgfalt mißachtet haben oder der Schaden auch bei Anwendung dieser Sorgfalt entstanden sein.

Fraglich ist also, ob B seiner Aufsichtspflicht als Tierhalter nachgekommen ist und somit die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat.

An dieser Aufsichtspflicht sind strenge Anforderungen zu stellen.

Das gilt insbesondere bei Vermietung eines Pferdes zum Ausreiten.

Zur Aufsichtspflicht gehört auch die Auswahl geeigneter Tiere.

Da B die Auswahl geeigneter Tiere für H und E dem M überläßt, ist hier fraglich, ob B ohne weiteres voraussetzen kann, daß M auch tatsächlich diese Aufgabe zu erfüllen vermag.

M, seit vielen Jahren im Betrieb des B tätig, arbeitete in der Vergangenheit zuverlässig und fehlerfrei. Daher liegt es nicht außer-halb aller Lebenserfahrung, daß B davon ausgeht, M werde die richtige Auswahl der Pferde treffen. Schließlich untermauerte M mit seiner bisher zuverlässigen und fehlerfreien Arbeitsweise die Einschätzung des B. Diese Annahme wird sicherlich auch dadurch bestärkt, daß B den M auf die Vorfälle zwischen den Stuten während seines Urlaubs und auf die Unerfahrenheit des E hinweist. Zwar weist er den M nicht ausdrücklich darauf hin, eben diese betroffenen Stuten nicht gemeinsam an H und E auszugeben, jedoch kann gerade von einem erfahrenen Stallmeister, aus objektiver Sicht, erwartet werden, daß dieser aufgrund der Vorfälle und der Unerfahrenheit des E die Pferde Wiebke und Regina nicht gemeinsam an H und E ausgibt.

Einen Anlass zur Kontrolle des M hat B keineswegs, vielmehr hat er sich schließlich bisher auf den M verlassen können und somit war eine weitere Beobachtung des M durch B nicht erforderlich.

B hat die im verkehr erforderliche Sorgfalt nicht mißachtet und ist daher von einer Ersatzpflicht gem. § 833 S.2 BGB befreit.

Dementsprechend hat E keinen Anspruch auf Schadenersatz in Höhe der Heilbehandlungskosten und auf Schmerzensgeld gem. §§ 833, 847 BGB.

II.  Schadenersatzanspruch  des  E gegen B  aus  §§  831,      847 BGB

E könnte einen Anspruch auf Schadenersatz in Höhe der Heilbe-handlungskosten und auf Schmerzensgeld aus §§ 831, 847 BGB haben.

a) Verrichtungsgehilfe

Dann müßte B sich eines Verrichtungsgehilfen bedient haben. Dies könnte der M  sein.

Verrichtungsgehilfe wird man durch Bestellung zu einer Verrichtung, deren Umfang und zeitliche Erledigung sich nach den Weisungen des Geschäftsherrn richten, denn der Verrichtungsgehilfe ist stets wei-sungsgebunden.

M arbeitet bei B als Stallmeister. In dieser Funktion ist er dem B untergeben und zu einer Verrichtung bestellt, wenn er durch B ange-wiesen wird. Zu einer solchen Anweisung zählte auch der Auftrag des B, H und E Pferde zum Ausritt zu übergeben. 

Folglich ist M der Verrichtungsgehilfe des B.

b) „tatbestandsmäßige unerlaubte Handlung“

Darüber hinaus müßte eine tatbestandsmäßige unerlaubte Handlung des M vorliegen.

Durch die Fehlauswahl der Pferde und die in diesem Zusammenhang eingetretene Körperverletzung des E, könnte M den Tatbestand des      § 823 verwirklicht haben.

aa) Verletzung eines Rechtsguts

Dann müßte eine Rechtsgutsverletzung vorliegen.

Die Körperverletzung des E stellt, wie oben diskutiert, eine solche dar.

bb) Verletzungshandlung

Als weitere Voraussetzung müßte ein Verhalten, also eine Handlung vorliegen.

Diese Handlung ist in der Fehlauswahl der Pferde durch M zu sehen.

cc) haftungsbegründende Kausalität

Anknüpfend müßte zwischen Handlung und Rechtsgutsverletzung ein Zusammenhang bestehen.
 Dieser Zusammenhang ( Kausalität) ergibt sich aus der Anwendung der conditio-sine-qua-non-Formel.
 Danach ist jede Ursache kausal, die nicht hinweggedacht werden kann, ohne daß der Geschehensablauf ein anderer gewesen, das Ereignis nicht oder nicht zu diesem eingetreten wäre.
 Hätte M die Pferde nicht falsch zusammengestellt und sie H und E übergeben, wäre es nicht zu dem Unfall, bei dem E sich verletzte, gekommen.

Dementsprechend ist die Handlung des M kausal für die Rechtsguts-verletzung des E.

dd) Rechtswidrigkeit

Die Rechtsgutsverletzung des M müßte rechtswidrig sein.

Rechtswidrig ist eine Rechtsgutsverletzung stets, wenn keine besonderen Rechtfertigungsgründe eingreifen.

Rechtfertigungsgründe in diesem Sinne sind Notwehr, Notstand, Ein-willigung des Verletzten, erlaubte Selbsthilfe, verkehrsrichtiges Ver-halten und Wahrnehmung berechtigter Interessen.

Rechtfertigungsgründe dieser Art sind bei M nicht gegeben. Daher ist seine Rechtsgutsverletzung auch rechtswidrig.

ee) Zwischenergebnis

Schließlich handelt es sich hier gem. § 823 BGB um eine tatbestands-mäßige unerlaubte Handlung des M 

c) „in Ausübung der Verrichtung“

Die Handlung muß in Ausführung der Verrichtung geschehen, sich als eine noch im Leistungsbereich liegende Fehlleistung darstellen.

Die Fehlauswahl der Pferde durch M geschieht im Rahmen seiner Arbeitsaufgaben, also im Rahmen seiner Verrichtung bzw. seiner Leistungserbringung für den B.

Damit geschieht  die Handlung in Ausübung der Verrichtung.

d) Verschulden

Möglicherweise ist B wegen fehlenden Verschuldens seinerseits von der Schadenersatzpflicht befreit.

Das Eigenverschulden des Geschäftsherrn bezüglich Auswahl und Überwachung sowie Kausalität dieses Sorgfaltsverstoßes für das Schadenereignis wird durch das Gesetz vermutet.

Die Haftung des Geschäftsherrn für die wiederrechtlich schuldhafte Schadenszufügung des Verrichtungsgehilfen tritt nicht ein, wenn sich der Geschäftsherr entweder hinsichtlich des Auswahl- bzw. Über-wachungsverschuldens entlasten kann oder wenn auch bei Anwendung dieser Sorgfalt der Schaden entstanden sein würde.

Fraglich ist daher, ob sich entlasten kann und somit seine Haftung entfällt. Möglicherweise hat B bei der Auswahl des Gehilfen seine Sorgfaltspflicht nicht beachtet.

Dem vorliegenden Sachverhalt ist bezüglich der Auswahl des Gehilfen M nichts näheres zu entnehmen. Dennoch ist davon auszugehen, daß B durchaus seiner Sorgfaltspflicht einen geeigneten Gehilfen auszu-wählen, nachgekommen ist. Dies läßt sich aus der Tatsache entnehmen, daß M bis zum Schadenseintritt stets zuverlässig und fehlerfrei seine Arbeit verrichtet hat. Eine Sorgfaltspflichtverletzung des B könnte sich jedoch aus der unzureichenden bzw. fehlenden Überwachung des M ergeben.

Die Überwachung bezieht sich auf die konkrete Tätigkeit und das Ausmaß der Überwachung richtet sich unter anderem nach der Zuver-lässigkeit des Verrichtungsgehilfen.

Hier weist B den M auf die Aggressionen zwischen den Stuten Wiebke und Regina hin. Darüber hinaus klärt B den M, vor Herausgabe der Pferde, über die Unerfahrenheit des E auf, wenn auch B den M nicht überwacht, ob dieser entsprechend geeignete Pferde, also in keinem Falle die untereinander aggressiven Pferde Wiebke und Regina, an H und E ausgibt. Eine durchgehende Überwachung des M durch B, also auch zum Zeitpunkt der Herausgabe der Pferde durch M, kann im Hinblick darauf, daß M bisher jahrelang zuverlässig und fehlerfrei gearbeitet hat, nicht gefordert werden, da gerade diese Zuverlässigkeit das Maß der Überwachung beschränkt.

Daher ist B seiner Sorgfaltpflicht nachgekommen und entsprechend ist seine Haftung auszuschließen.

Letztlich hat E keinen Anspruch gegen B auf Schadenersatz in Höhe der Heilbehandlungskosten und auf Schmerzensgeld aus §§ 831, 847 BGB.

III. Schadenersatzanspruch des E gegen B gem. §§ 823, 847 BGB

Möglicherweise hat E gegen B einen Anspruch auf Schadenersatz in Höhe der Heilbehandlungskosten und auf Schmerzensgeld aus §§ 823, 847 BGB.

a) Verletzung eines Rechtsguts

Zunächst müßte eine Rechtsgutsverletzung vorliegen.

Eine Rechtsgutsverletzung, hier oben festgestellte Körperverletzung des E, liegt vor.

b) Vorsatz und Fahrlässigkeit

Darüber hinaus müßte die Rechtsgutsverletzung durch B vorsätzlich oder fahrlässig verursacht sein.

Vorsatz oder Fahrlässigkeit bezüglich der Körperverletzung des E kann dem B hier aber, wie oben bereits diskutiert und festgestellt, nicht vorgeworfen werden.

Daher hat E keinen Anspruch auf Erstattung der Heilbehandlungs-kosten und auf  Schmerzensgeld gem. §§ 823, 847 BGB

C. Endergebnis

E hat gegen B einen Anspruch auf Erstattung der Heilbehandlungs-kosten aus §§ 651f I, 328 BGB gemindert um das Mitverschulden der H, das sich E zurechnen lassen, nach §§ 254 I, 276 BGB.

Deliktische Ansprüche ergeben sich nicht und somit hat E auch keinen Anspruch auf Schmerzensgeld.
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